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Die Zukunft der menschlichen Zivilisation 
ist städtisch, wir haben also gar keine andere 

Wahl, als urbane Konzepte zu entwickeln, 
die langfristig in einem verträglichen 

Verhältnis zur Umwelt und den 
Lebensqualitätsansprüchen kommender 

Generationen stehen.
Andreas Hofer, Architekt und Partner im Büro Archipel in Zürich.  

Diesem Bericht liegt eine Anfrage der Grünen Partei Basel-Stadt zur nachhaltigen Stadt- und Hafenentwicklung 
Basel Nord zugrunde. Nach ersten Recherchen wurden während eines eintägigen Workshops die Hauptfragen und 
Anliegen der Partei mit Vertretern der Grünen zu diesem Thema erarbeitet. Dieser Bericht ist nicht als Endprodukt 
zu verstehen, sondern er soll als Anhaltspunkt und Diskussionsgrundlage verstanden werden. Die vier Hauptthe-
men Prozess, Beteiligung, Bestand und Dichte wurden in die Abschnitte Prozess («wie wird etwas gemacht?») und 
Inhalt («was wird gemacht?») gegliedert.

Die Geschichte des Basler Hafens erstreckt sich über ein Jahrhundert in die Vergangenheit und hatte einen prä-
genden Einfluss auf die Industrialisierung des Fischerdorfs Kleinhüningen und dessen Eingliederung in die Stadt 
Basel. Grund zur neuen grossen Veränderung kam durch das Projekt «Campus des Wissens» der Novartis und 
der damit verbundenen Verlagerung des Hafens St. Johann. Zudem wird eine generelle Zunahme des Container-
transports auf dem Rhein erwartet, weshalb eine Erweiterung des Hafens um ein drittes Becken mit trimodalem 
Umschlagspunkt geplant ist (Schiff-Bahn-Strasse).

Allem voran wird in diesem Bericht auf den Interpretationsspielraum von Begriffen aufmerksam gemacht. Begriff-
lichkeiten müssen diskutiert und Definitionen hinterfragt werden, um mögliche unabsichtliche oder ungewollte 
Missverständnisse zu vermeiden. «Nachhaltigkeit», «Akteure», «Bestand» und «Dichte» gehören zu den Kernbe-
griffen. 

Der Prozess wird zur Zeit durch die Vision einer mit Hochhäusern überbauten Klybeckinsel dominiert. Mit die-
sem Bild als definiertem Ziel wird der Prozess daraus bestehen, Wege zu diesem Ziel hin zu ebnen. Wir bezeichnen 
dieses Vorgehen als «Bombenwurfstrategie». Die Herausforderung besteht nun darin, von der Bombenwurf- zur 
Partizipationsstrategie überzuleiten, in welcher von Anfang an Grund- und Leitsätze gemeinsam mit den Betrof-
fenen, bzw. den Beteiligten erarbeitet werden.  Eine solche Form der Partizipation könnte durch die Bildung einer 
Entwicklungsgenossenschaft realisiert werden. Auch eine rollende Entwicklung ist nur möglich, wenn der Prozess 
der Stadtentwicklung finanziell, technisch und administrativ von der Hafenentwicklung entkoppelt wird. Die 
Stadt hat mit dem Potential und der Attraktivität dieses Gebietes nun die einmalige Möglichkeit, neue vorbildliche 
Anforderungen und Massstäbe zu setzen in Sachen Nachhaltigkeit und Lebensqualität.
Bei der Entwicklung dieses Potentials müsste der Bestand in die Planung einbezogen werden: seien es  Bausubs-
tanz, Charakter, Geschichte oder die Menschen, welche den Ort bereits bespielen und beleben. Die Vision einer 
Hochhausinsel bedeutet eine «tabula rasa» Planung. Der Bestand wird nicht in die Planung einbezogen. Der Auf-
wand, um den alten Rheinlauf wieder herzustellen, kann letztendlich nur durch eine dichte Überbauung mit teu-
ren Wohnungen finanziert werden. Daher stellen sich Fragen  in den Bereichen der Quartiersdurchmischung und 
dem Anschluss an das bestehende Quartier, der Altlasten (belasteter Industrieboden) sowie der wirtschaftlichen, 
sozialen und umwelttechnischen Nachhaltigkeit.

Wie dicht das neue Quartier bebaut werden soll, steht zur Debatte. Die verschiedenen Aspekte der Dichte können 
in den verschiedenen Definitionen erkannt werden. So gilt es beispielsweise zu unterscheiden zwischen der Ge-
bäudedichte, der Bevölkerungsdichte und der Eigentümerdichte. Des weiteren spielt die Verteilung und Zugäng-
lichkeit der Freiflächen eine Rolle in der Wahrnehmung der Dichte, welches die Frage von Hochhäusern versus 
Blockrandbebauungen aufwirft. 

Um den Kriterien der Nachhaltigkeit zu genügen, soll das Konzept eines «Quartiers der kurzen Wege» verfolgt 
werden. Die Bereiche Arbeiten, Wohnen, Einkaufen und Freizeit sollen dabei in unmittelbarer Gehdistanz erreich-
bar sein und die individuelle Nahversorgung ermöglichen. Guter Anschluss an den öffentlichen Verkehr und keine 
permanenten Parkplätze im Quartier sollten den motorisierten Individualverkehr weit möglichst reduzieren. 

Basel – Juli 2014 
denkstatt sàrl & die zusammenarbeiter 

Zusammenfassung
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Die Stadt verlangt keine Sortierung, sondern 
Überlagerung und mehrfache Nutzung. 
Gerade die unscharfe Bestimmung der 

Nutzungen, die Polyvalenz der städtischen 
Einrichtungen, schafft die Strukturen, welche 

die Stadt sowohl attraktiv als auch 
rentabel machen.

Lucius Burckhardt, Basler Soziologe und Urbanismuskritiker 

Ausgangslage für die Verfassung des Berichtes zur Stad-
tentwicklung Basel-Nord ist eine Anfrage der Grünen 
Partei Basel-Stadt. Die Partei möchte einen Hinter-
grundbericht, in dem nachhaltige Stadtentwicklung in 
Basel konkret an der Entwicklung des Hafengebietes 
aufgezeigt und anhand verschiedener Themenbereiche 
aufgegriffen wird. 

Für die Recherche und die Redaktion ist eine Koope-
ration zwischen der denkstatt sàrl (Basel) und  die zu-
sammenarbeiter (Berlin) verantwortlich. Nach der ers-
ten Recherchephase wurden in einem Workshop mit 
VertreterInnen der Grünen Partei Basel-Stadt im März 
2014 gemeinsam Themen erarbeitet, welche dann in 
den Bericht integriert wurden. Zu den Recherchen 
wurden zusätzlich weitere Expertenmeinungen in kur-
zen Interviews eingeholt, welche den Bericht begleiten. 
Es haben sich dabei die vier Schwerpunktthemen Pro-
zesse, Beteiligung, Dichte und Bestand herauskristalli-
siert. 

In Anbetracht der komplexen Thematik kann der vor-
liegende Bericht nicht als abgeschlossen betrachtet 
werden. Vielmehr werden die zum jetzigen Zeitpunkt 
relevanten Themen diskutiert, Vorschläge aufgezeigt 
und neue Fragen aufgeworfen, die es in verschiedenen 
Gefässen zu diskutieren gilt. Der Bericht kann Denk-
anstösse und Richtungsvorgaben liefern. Der Prozess 
steht im Zentrum, und neben einigen wenigen grund-

sätzlichen Vorgaben müssen weitere Entwicklungen 
zwingend über den Prozess und unter Einbezug der 
verschiedenen Akteure ausgehandelt werden und kön-
nen zum heutigen Zeitpunkt nicht starr festgelegt wer-
den. 

Die Frage nach einer «nachhaltigen Stadtentwicklung» 
soll im Folgenden diskutiert werden. Der Begriff der 
«Nachhaltigkeit» wird derzeit vielfältig verwendet 
und droht dabei für bestimmte Zwecke missbraucht 
zu werden. Die Überprüfung auf die drei Säulen der 
Nachhaltigkeit Ökologie, Wirtschaft und Soziales, 
und deren Verflechtung erscheint uns wichtig. So wird 
in unseren Augen die soziale Dimension oft vernach-
lässigt, bzw. den beiden anderen untergeordnet. Die 
verschiedenen Säulen sind jedoch nicht abschliessend 
oder hierarchisch zu betrachten, sondern sie wirken 
erst in der umfassenden Betrachtung im Zusammen-
spiel aufeinander. Es ist eine Sache der Definition, 
wie weit eine «nachhaltige Stadtentwicklung» greifen 
kann. Denn eine ganzheitliche Betrachtung würde 
bspw. die vielseitige Versorgung der Stadt, bzw. des 
Stadtteiles miteinbeziehen. Seit jeher sind die Städte 
abhängig von ihrem Umland und übernehmen im Ge-
genzug Zentrumsfunktionen. Dass die Stadt als Kons-
trukt dieses Ressourcendefizit jemals ausgleichen kann, 
bleibt wohl utopische Zukunftsmusik, lebt aber bspw. 
in der Idee der «Essbaren Stadt» wieder auf.

1.	 Einleitung

1  http://www.hafen-stadt.ch/hintergruende.html  
2  http://www.hafen-stadt.ch/fileadmin/user_upload/01_Klybeckquai_Ausschreibung.pdf 
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Das Wichtigste ist ein Verständnis des Ortes. 
Dazu gehören: Dimension [...], Zeit und 
Etappierung [...], Transformation [...], 

Geschichte des Areals und dessen Einbettung 
in den Stadtkörper.

Andreas Hofer, Architekt und Partner im Büro Archipel in Zürich

2.1. HINTERGRUND
Gebaut wurde der Hafen St. Johann als erster Hafen 
Basels im Jahre 1906. Der Bau des ersten Hafenbeckens 
der Schweiz erfolgte von 1919 bis 1923 und die Er-
öffnung des Hafenbahnhofes folgte 1926. Durch die 
Ansiedlung der Chemie- und Textilindustrie, sowie 
dem Bau des Hafens wurde das ehemalige Fischerdorf 
Kleinhüningen industrialisiert und etappenweise in die 
Stadt eingegliedert.

Der Bau des Hafenbeckens II erstreckte sich über 10 
Jahre und wurde 1946 mit einer feierlichen Eröffnung 
abgeschlossen. Über die nächsten 50 Jahren wurde der 
Hafen laufend ausgebaut und erweitert, doch Anlass 
zur grossen Veränderung kam erst wieder 2001 durch 
das Novartis Projekt «Campus des Wissens» auf.

Das Stadtentwicklungsprogramm Basel Nord wurde 
2005 lanciert. Bereits über die nächsten vier Jahre sah 
Basel Nord eine Stärkung der Vernetzung mit der Um-
gebung durch die Inbetriebnahme  der Nordtangente, 
die Eröffnung der Dreiländerbrücke zwischen Weil und 
Huningue und den Zusammenschluss der Rheinhäfen 
Beider Basel zu den Schweizerischen Rheinhäfen (SRH). 
Die Perspektive zur Hafen- und Stadtentwicklung im 
Richtplan Basel-Stadt wurde 2009 festgesetzt, welcher 
vorsieht, die Stadt als Kern der trinationalen Agglome-
ration durch Verdichtung zu entwickeln1 und mit der 
Klybeckinsel ein neues Stadtzentrum aufzubauen.

Auf das Frühjahr 2012 hin, zum Zeitpunkt als der 
Klybeckquai entlang der Uferstrasse der Öffentlichkeit 

zugänglich gemacht wurde, haben die SRH und der 
Kanton Basel-Stadt gemeinsam 2011 einen öffentli-
chen Projektaufruf ausgeschrieben, um kompetente 
und engagierte PartnerInnen zu finden, welche «die 
Teilflächen ab Sommer 2012 aktiv beleben und damit 
als Pioniere der ersten Stunde an der Entwicklung des 
zukünftigen Klybeckquais beteiligt sein möchten»2. 
Die Zwischennutzungen (I-land, Landestelle, ...) ge-
hen im Sommer 2013 erfolgreich in die erste Runde.

Im September 2012 wird die trinationale Planungs-
vereinbarung 3Land von den Planungspartnern 
(Basel-Stadt, Weil am Rhein und Huningue) unter-
schrieben: Sie sieht die gemeinsame Planung einer 
trinationalen Teilstadt zwischen der Basler Dreirosen-
brücke und der deutschfranzösischen Palmrain-Brücke 
vor.

2.2. Aktueller Zustand
Der Ausgabenbericht für die Vorarbeiten des Entwick-
lungsplanes wurde im Mai vom Grossen Rat geneh-
migt. Die Erarbeitung des sogenannten Masterplans 
erfolgt bis 2015. Dieser sieht vor, die Rahmenbedin-
gungen zu klären, Ziele zu konkretisieren, potentielle 
Konflikte und mögliche Lösungsansätze aufzuzeigen3.

Die Rahmenbedingungen für die Entwicklung der 
Klybeckhalbinsel werden in starke Abhängigkeit zur 
gesamten Hafenentwicklung gestellt. Es soll Klarheit 
darüber entstehen, dass die Entwicklung der Klybeck-
halbinsel als eigene Phase für die Erarbeitung eines 
Entwicklungsplanes behandelt werden soll.

2.	 Hintergrund & Stand der Dinge

1  http://www.hafen-stadt.ch/hintergruende.html  
2  http://www.hafen-stadt.ch/fileadmin/user_upload/01_Klybeckquai_Ausschreibung.pdf 
3  http://www.hafen-stadt.ch/index.php?id=27 
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Die Verschlechterung unserer 
menschgemachten Umwelt liegt in ihrer 

mangelnden Anpassungsfähigkeit 
begründet. Diese hat ihre Wurzeln in ihrem 

Denken: Es besteht ein Zusammenhang 
zwischen Begriffsbildung und den 

architektonischen Themen. Wir neigen dazu 
Themen, die eigentlich durch Strategien 

behandelt werden müssten, benennbaren 
Lösungen zuzuführen.

Lucius Burckhardt, Basler Soziologe und Urbanismuskritiker

Als Voraussetzung für eine nachhaltige Entwicklung 
müssen generell zentrale Begrifflichkeiten und Defin-
tionen hinterfragt, diskutiert und im Verlauf des Pro-
zesses auch laufend angepasst werden. Eine Grundlage 
zu schaffen, bei der möglichst alle Beteiligten dieselbe 
Sprache sprechen, wird als zwingend erachtet. Denn 
Grössen und Begriffe verändern sich im Laufe der 
Zeit und verschiedene Akteure können komplett ver-
schiedene Vorstellungen darüber haben. Die Gefahr, 
aneinander vorbei zu denken und zu reden, ist gross. 
Deshalb sollen Begrifflichkeiten zuerst diskutiert und 
geklärt werden, um anschliessend Planungsverantwort-
liche mit den Begriffen zu konfrontieren und diese in 
den Diskurs um die Stadt- und Hafenentwicklung ein-
zubringen. 

3.1. Bestand 
Das Begriffsverständnis rund um den Bestand kann als 
Beispiel dienen und soll hier etwas ausgeführt werden. 
Planen und Bauen im Bestand bedeutet nicht bloss 
von den bestehenden Gebäuden und Bauten auszuge-
hen. Vielmehr muss der Begriff geöffnet werden und 
darüber hinaus auch für Grünflächen und Brachen, 
die jetzigen Akteure vor Ort (ZwischennutzerInnen, 
Baurechtnehmer, Freizeitnutzer), Anwohner, Quar-
tiervertretungen,  Schienen- und Wegenetze, Altlasten 
und nicht zuletzt die Geschichte und den charakterge-
benden Hintergrund des Ortes gelten. 

3.	 Begrifflichkeiten & Definitionen
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Nutzungsmischung: 
muss ortsspezifische Bedingungen 

berücksichtigen und vor Ort 
anknüpfen.

Franziska Eichstädt-Bohlig, deutsche Stadtplanerin und Architektin 

3.2. Akteure
Auch der Begriff der Akteure muss bewusst hinterfragt 
werden. Oft werden nur die offensichtlichsten und da-
mit die mächtigeren Akteure berücksichtigt. Dabei gibt 
es in Bezug auf ein Entwicklungsgebiet wie den Hafen 
oder die Klybeckinsel eine Vielzahl von Akteuren, wel-
che kaum je berückichtigt werden. Neben den offiziel-
len gibt es inoffizielle Akteure und somit auch sichbare 
und unsichtbare, jetztige und zukünftige (noch unbe-
kannte) oder eben mächtigere und ohnmächtige. 

Wenn z.B. politische Verantwortliche sagen, alle Akteu-
re seine bislang beteiligt worden, bedeutet das zumeist, 
dass nur solche, die sich offiziell mit der Sache befassen, 
und somit nur die sicht- und hörbaren, die jetzt be-
kannten und vielleicht auch nur die mächtigen Akteure 
beteiligt sind. Überhört, übersehen oder unerhört und 
damit nicht beteiligt werden inoffizielle, unsichtbare, 
zukünftige oder ohnmächtige Menschen und Institu-
tionen. Diese sind jedoch unter Umständen genauso 
wichtig für das Gelingen von Planungsprozessen. Die 
Mächtigen sollten sich dessen bewusst sein und ihre 
Verantwortung, weniger mächtige und zukünftige Ak-

teure in die Prozesse einzubeziehen, wahrnehmen. 

Unbedingt sollte die Rolle der sogenannten «Zwischen-
nutzungen» thematisiert werden, durch  die Frage in-
wiefern diese auch in längerfristige Prozesse einbezo-
gen werden und Einfluss auf die weitere Entwicklung 
nehmen können. Ob der Begriff «Zwischennutzung» 
der gewünschten Entwicklung entspricht, muss dem-
entsprechend hinterfragt werden und womöglich dem 
Konzept der «Raumpioniere» gegenübergestellet wer-
den. 

 3.3. Weitere Begriffe
Wichtige weitere Begriffe und Grössen sind u.a. Be-
bauungs-, Eigentums-, Einwohnerdichte (Anteil 
Wohnen-Arbeiten)(siehe 5.3), Freiraum, Partizipation 
(4.3.), Nachhaltigkeit, bezahlbarer Wohnraum (5.3), 
etc. Oft sind es Worthülsen deren wir uns bedienen, die 
zwar gut klingen, jedoch wenig zu inhaltlichen Aussa-
gen beitragen. So stellt sich beispielsweise die Frage, ob 
bei «nachhaltiger Stadtentwicklung» vom eigentlichen 
Prozess oder vom Produkt der Entwicklung, nämlich 
der nachhaltigen Stadt, gesprochen wird.
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Die Erarbeitung eines kommunalen Willens in 
der Startphase halte ich für wesentlich 

wichtiger als das formalrechtliche 
Instrumentarium oder architektonische 

Visionen. Die richtigen Pflöcke werden am 
Anfang eingeschlagen oder nie!

Franziska Eichstädt-Bohlig, deutsche Stadtplanerin und Architektin 

4.1. Bildkritik
Ein prägendes Bild hat einen dominierenden Einfluss 
auf eine Entwicklung. In diesem Falle ist es das Bild 
von «Rheinhattan», welches die Weichen stellt für die 
Stadtentwicklung Basel Nord. Bei dem definierten Ziel 
der Entwicklungsvision 3Land, besteht die Hauptauf-
gabe des Prozesses darin, den Weg zu diesem Endpro-
dukt hin zu ebnen. D.h., die Stadtentwicklung Basel 
Nord wird vom Ziel ausgehend rückwirkend definiert 
(siehe Skizze). 

4.2. Von der Bombenwurf- zur 
Partizipationsstrategie
Der oben beschriebene Prozess kann als «Bomben-
wurf»-Strategie bezeichnet werden. Dieser radikale, von 
oben bestimmte Prozess, basierend auf einem komplet-
ten Neustart, liefert schnell erste Resultate. Die Erfah-
rung zeigt aber, dass Protestbewegungen der nicht-mit-
einbezogenen Betroffenen die weitere Entwicklung 
hindern. Es folgen destruktive Proteste, ein Stocken der 
Entwicklung, Zeit- und Kostenverlust.

Im Gegenzug dazu steht die Partizipationsstrategie. 
Dieser Weg entspricht einem evolutionären Prozess, in 
welchem die Entwicklung sukzessiv und schrittweise 
stattfindet. Der Prozess ist anfangs durch Diskussionen 
geprägt und scheint sich nur langsam zu entwickeln. 

Der Erfolg des Projektes zeigt sich jedoch als vielver-
sprechender und nachhaltiger unter grösstmöglicher 
Einbindung aller Betroffenen4. Dadurch, dass die 
Grundlagen/Grundideen/Konzeptentwicklung von 
Anfang an gemeinsam definiert werden, können aus 
den Protestbewegungen gegen die Bombenwurfstrate-
gie Begleitbewegungen der Partizipationsstrategie wer-
den.

Das Bild von «Rheinhattan» hat wie eine Bombe einge-
schlagen und es stellt sich die Frage, wie von der Bom-
benwurf- zur Partizipationsstrategie gewechselt werden 
kann. In erster Linie müsste Distanz von diesem  Bild 
gewonnen werden. Ein kompletter Neuanfang ist nicht 
möglich, doch eine eloquente Stellungsnahme würde 
stark zur Emanzipation der Quartiersentwicklung vom 
Bild «Rheinhattan» beitragen. Die Diskussionen müss-
ten öffentlich stattfinden und aus den Betroffenen 
würden Beteiligte und nicht bloss Begleitende werden. 
Es müssen neue, lebendige Bilder entstehen, welche 
dem derzeit dominierenden Endbild entgegentreten. 
Es ist jedoch nicht möglich, aufwändige Visualisierun-
gen von Visionen zu produzieren, da solche nicht dem 
Prozess entsprechen. Verschiedene Illustrationen oder 
Bilder bestehender Referenzprojekte könnten zu Hilfe 
genommen werden. 

4.	 Prozess 

4  http://www.kdz.eu/de/organisationsentwicklung-oder-bombenwurfstrategie
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Grundsätzlich hat sich jede Anwendung von 
bestehenden planerischen und 

gesetzlichen Steuerungsinstrumente auf 
Gebiete dieser Dimension als untauglich 

erwiesen.
Andreas Hofer, Architekt und Partner im Büro Archipel in Zürich

4.3. Formen der Partizipation
Eine mögliche Form, die Betroffenen in einen pro-
duktiven Prozess einzuspannen, wäre die Struktur ei-
ner Entwicklungsgenossenschaft. Interessensvertreter 
verhandeln vorgeklärte Meinungen, Ideen und Stand-
punkte in der Genossenschaft, bevor diese der breiten 
Masse zugänglich gemacht wird. Wenn die Ziele und 
Standpunkte definiert und mit dem Grundeigentümer 
als Basis für die Entwicklung und Nutzung verbindlich 
vereinbart sind, können einzelne Projekte, Vereine oder 
auch einzelne BügerInnen Mitglied werden und in der 
Realisierungsphase Verantwortung mittragen (vgl. Ent-
wicklungsgenossenschaft Tempelhoferfeld). 

4.4. Entkoppelung der Stadt- von der 
Hafenentwicklung

«Um die sich bietenden Chancen für den Hafen und für 
die Stadt ergreifen zu können, braucht es zunächst eine 
abgestimmte Hafen- und darauf aufbauend eine Stadtent-
wicklung mit den entsprechenden planerischen Schritten».5

Die Notwendigkeit der Hafenentwicklung zum trimo-
dalen Knotenpunkt steht unangefochten als Prioriät 
im Vordergrund. Dass die Stadt- und Quartierent-
wicklung erst nach der Hafenentwicklung kommen 
soll, sehen wir jedoch als unnötig und entwicklungs-
hemmend. Die Stadt kann und soll sich schrittweise 
parallel dazu entwickeln, sodass keine technische oder 
finanzielle Abhängigkeit entsteht. Dies lässt Raum für 
unerwartete Varianten in der technischen und finanzi-
ellen Machbarkeit des Hafens. Eine sukzessive Quar-
tierentwicklung (vgl. Partizipationsstrategie) würde der 
Hafenentwicklung wiederum diese Flexibilität lassen. 
Die Verlagerung des Hafens ist nicht zwingend Vor-
aussetzung für die Entwicklung des gesamten heutigen 
Hafenareals, muss aber dennoch möglich bleiben. 

4.5. Das Verfahren – Umdenken?
Das Verfahren, wie es heute dargestellt und angestrebt 
wird, entspricht dem klassischen Planungsverfahren 
und listet behördenverbindliche Richtlinien auf, wie 
wir sie bereits kennen. Projekte aus solchen Verfahren 
zeigen unzufriedenstellende Resultate (siehe Fallbei-
spiele).

Variante 1: Hier soll das Potential der Stadt genutzt 
werden, federführend neue Massstäbe zu setzen, denn 
die Attraktivität dieses Landes und das Interesse von In-
vestoren kann die Stadt zu ihren Gunsten nutzen, um 
strikte Anforderungen in Sachen Nachhaltigkeit und 
Lebensqualität zu stellen. 

Variante 2: Eine weitere Möglichkeit besteht darin, 
das Land so rasch wie möglich zu parzellieren und im 
Baurecht abzugeben, um eine nachhaltige, evolutionä-
re Stadtentwicklung ins Rollen zu bringen. Ergänzend 
dazu könnte die Stadt das Land, oder Teile davon, mit 
der Pensionskasse als Investorin selber bebauen. 

Die beschriebenen Varianten schliessen sich gegensei-
tig nicht aus und können beide sowohl als auch in der 
Planung geprüft und ggf. berücksichtig werden. 

Es soll angestrebt werden, den Prozess weg von der 
Masterplanung und hin zur rollenden Planung zu 
lenken. Masterplanung und Zonenplanung bedeutet 
in erster Linie Geld ausgeben und Tatsachen schaf-
fen, bevor der erste Stein gebaut ist. Bilder und Visi-
onen verhindern eine sukzessive Entwicklung, da das 
Endprodukt bereits vordefiniert ist, was den Prozess 
massgeblich bestimmt. Zudem geben Masterpläne in 
der formaljuristischen und finanziellen Sphäre bereits 
viel vor. Geplante Infrastrukturen und verabschiedete 
Bebauungszonen lenken die Entwicklung sehr früh in 
eine bestimmte Richtung, die zu einem späteren Zeit-
punkt nicht mehr korrigiert werden kann. 
Bis die Planung greift sind die Zielsetzungen einer 
Masterplanung wahrscheinlich längst überholt (Vgl. 
Fallbeispiel Erlenmatt).

Zwischennutzungen können wichtige Impulse für die 
Belebung und Entwicklung (oder Erhaltung) eines 
Raumes geben, obwohl sie als Endnutzung am Anfang 
gar nicht denkbar wären. Es sollte die Möglichkeit be-
stehen, ein Projekt, welches als Zwischennutzung star-
tete, zum Bestand werden zu lassen falls diese sich be-
währt. So könnte das Konzept der Raumpioniere hier 
Fuss fassen.

Unangefochten steht fest, dass das Land nur im Bau-
recht abgegeben werden soll. Und dass die Zeit genutzt 
werden soll, welche ab heute zur Verfügung steht. So-
genannte Zwischennutzungen können den Raum 
nicht nur auf eine bestimmte Dauer belegen, sondern 
diesen je nach Bedürfnislage auch langfristig mitge-
stalten. Die Problematik am heutigen Verständnis von 
Zwischnnutzungen ist, dass irgenwann Schluss sein 
muss, der Bagger auffährt und etwas komplett Neues 
entsteht. Dabei werden jedoch wichtige soziale Räu-
me auf einen Schlag zerstört. In der Planung für das 
Hafenareal soll mitgedacht werden, inwiefern dieser 
Schnitt vermieden werden kann und sich der Raum 
schrittweise entwickelt, ohne das Leben in der Zwi-
schenzeit zu vertreiben. Es soll also weiterhin rangiert 
werden, nur in einem anderen Sinne. 

5  Ausgabenbericht 3Land, Seite 5
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Alle Ziele und Strategien scheitern 
(glücklicherweise), wenn sie nicht von 

Prozessen, sondern von Produkten ausgehen. 
Stadtentwicklung ist nicht das Erreichen 

eines Zieles  (Plan), sondern das Gestalten eines 
Wegs unter klar ausgehandelten aber 

veränderbaren Prämissen
Andreas Hofer Architekt und Partner im Büro Archipel in Zürich

5.1. Bestand
Wie bereits unter Punkt 3.1 aufgeführt, soll der Be-
stand nicht bloss die baulichen Komponenten und Vo-
raussetzungen einschliessen, sondern auch menschliche 
und historische Gegebenheiten vor Ort umfassen und 
diese in den Planungsprozess einbeziehen. Der bauliche 
Bestand beinhaltet neben den umnutzbaren Gebäuden 
auch die Frage der Altlasten, alten Wegnetze, Schienen-
läufe und der geologischen Gegebenheiten der Halb-
insel. All dies muss berücksichtigt und die Diskussion 
einbezogen werden. 

Die Entwicklungsvison 3Land stellt die Vorstellung ei-
ner Insel ins Zentrum. Diese Idee sollte aus verschiede-
nen Gründen so schnell wie möglich in Frage gestellt 
werden. Die Vision mag auf den ersten Blick einfach  
und bestechend aussehen, wirft aber auf den  zweiten 
Blick viele Fragezeichen auf:  

- Was soll mit dem abzugrabenden, grösstenteils belas-
teten Bodenmaterial geschehen? Welche Kapazitäten 
hat der Kanton, um das belastete Bodenmaterial zu de-
ponieren? 

- Der neue Rheinlauf schafft eine neue Barriere zum be-
stehenden Quartier, welche mit aufwändigen und teu-
ren Brückenbauten wieder überwunden werden muss. 
Dies steht im Kontrast zur Idee, mit der Klybeckinsel 
ein neues, verbindendes Stadtzentrum zu kreieren. 

- Zu bedenken ist auch die graue Energie (Herstel-
lungs-/Transport-/Lagerungs-/Entsorgungs-/Ver-
kaufs-Energie), welche bei einem solch umfangreichen 
Projekt ins Gewicht fällt. 

- Die Kosten der Wiederherstellung des alten Rhein-
laufs müsste langfristig durch die Steuererträge der  
der zukünftigen Bewohner gedeckt werden. Die Maxi-
mierung der Wassergrundstücke führt zur Gentrifizie-
rung, welche im Gegensatz zur Forderung nach einem 
durchmischten Quartiers steht. 

- Nicht zuletzt sollte auch der Wasserlauf des Altrheins 
und die Auswirkungen auf das Ökosystem hinterfragt 
werden. 

Die Diskussionen um die Insel werden weitere Kritik-
punkte hervorrufen. Ein dritter Blick lohnt sich und 
dieser sollte möglichst bald gewagt werden. So könnten 
als Alternative zur Insel Teile der Rangiergeleise und 
alten Bahntrassen beibehalten werden. Ergänzt durch 
Begrünungen und öffentliche Nutzungen würde eine 
solche Alternative eine «natürliche» Brücke zwischen 
Quartier und Kleinhüniger-Insel bilden, wobei auch 
der Inselcharakter erhalten bliebe. 

Diese Ausführungen zeigen nur eine Alternative von 
vielen möglichen. 

5.	 Inhalt 
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Neubauquartiere schliessen nur schon 
ökonomisch 2/3 der Wohn- und 

Gewerbenachfrage aus, weil Neubaupreise nur 
das oberste Drittel bedienen können. 

Somit sind alle Möglichkeiten schrittweiser 
Transformation, von Zwischennutzungen und 

Etappen zu prüfen
Andreas Hofer Architekt und Partner im Büro Archipel in Zürich

5.2. Betroffene zu Beteiligten machen 
Die baulichen, physischen Bestände sind eng mit den 
menschlichen und historischen Bedingungen verfloch-
ten. Besonders zu Beginn, aber auch im Verlauf eines 
Prozesses sollten die verschiedenen Akteure vor Ort 
und deren Rollen unbedingt einbezogen werden. An-
wohner, «Raumpioniere», aber auch zukünftige neue 
Akteure sollen berücksichtigt werden und die Mög-
lichkeit erhalten, nicht nur mitzureden, sondern sich 
an der Entwickling effektiv zu beteiligen. «Betroffene 
zu Beteiligten machen» lautet die Devise. Denn diese 
identifizieren sich mit dem Ort und können wertvolle 
Arbeit leisten, um den Raum schonend zu entwicklen. 
Es lohnt sich, in der Anfangsphase mehr Zeit aufzu-
wenden und sich in der Bevölkerung breit abzustützen, 
um später auf diese Basis zurückgreifen zu können und 
nicht in Einsprachen etc. unterzugehen. Der §55 der 
Kantonsverfassung zum Einbezug der Quartierbevöl-
kerung soll mit greifenden Massnahmen ergänzt wer-
den (vgl. Punkt 4.2). 

Allgemein soll der «klassische» Planungsprozess in 
Frage gestellt werden, der unbeachtet der räumlichen 
und menschlichen Bestände in gleicher Manier von 
einer Minderheit vorgetragen wird. Auf eine Testpla-
nung folgen Entwicklungsvisionen, Zonen- und Ge-
staltungspläne etc. Die Folge davon ist, dass nach Be-
endigung einer allfälligen Zwischennutzung von einer 
«tabula rasa» ausgegangen wird. Bestehende Gebäude 

werden dem Boden gleichgemacht, bisherige Akteure 
vor Ort werden vertrieben. Zurück bleibt eine Brache 
ohne Geschichte, ohne Kultur, ohne Charakter. Nach 
verschiedenen übereinstimmenden Aussagen dauert 
es Jahrzehnte, bis eine Neuüberbauung mit Quartier-
scharakter zu neuem Leben erwacht. Zu verhindern 
wäre dies mit der beschriebenen  Alternative: Bestände 
soweit möglich erhalten und darauf aufbauend einen 
rollenden, lernenden Prozess einleiten (vgl. Bad Practi-
se Erlenmatt, Punkt 6). 

Hinzu kommt der Zentrumscharakter, den die Ent-
wicklungsvision 3Land beschwört. Die Vorstellung, 
das heute periphär gelegene Gebiet innert kurzer Frist 
als Zentrum zu etablieren, muss kritisch hinterfragt 
werden. Auch die Frage nach zusätzlichen Brücken 
über den Rhein gilt es nicht jetzt zu thematisieren. Die 
Notwendigkeiten werden sich im Verlaufe des Prozes-
ses abzeichnen. Der Peripherie-Charakter ist ebenfalls 
Bestandteil des Bestandes und wird zumindest vorerst 
weiterbestehen. 

Der nächste Schritt soll möglichst schnell Nutzun-
gen ermöglichen, welche zu neuem Bestand werden 
können. Dazu soll von der Politik eine Planungszone 
erstellt werden, in der kurzfristig vielfältige Nutzun-
gen möglich sind, so dass das Gebiet bereits «morgen» 
langsam rollend entwickelt werden kann.
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So sind Hochhäuser zum Beispiel zwar auf 
den ersten Blick dicht, mit aktueller Technik 
aber weder ökologisch, ökonomisch noch 

sozial nachhaltig herstellbar
Andreas Hofer , Architekt und Partner im Büro Archipel in Zürich 

5.3. DICHTE
Das Thema der Dichte ist ein vielseitiges und aktuell 
vieldiskutiertes Thema. In diesem Kapitel sollen ver-
schiedene Aspekte der Dichte aufgezeigt und in die 
Diskussion eingebracht werden.

Ausnutzungsziffer (Gebäudedichte) Die Ausnut-
zungsziffer (AZ) beschreibt das Verhältnis zwischen der 
anrechenbaren Bruttogeschossfläche (BGF) der Bauten 
und der anrechenbaren Landfläche (AL). Die Ausnut-
zungsziffer wird in der Regel über den Zonenplan für 
die einzelnen Parzellen festgelegt. Damit wird die Be-
baungsdichte des Areals festgelegt. Als Diskussionsbasis 
schlagen wir eine durchschnittliche Ausnutzungsziffer 
von 1,7 vor.

Bevölkerungsdichte (Personen/km2) Die Bevölke-
rungsdichte hält fest, wie viele Einwohner auf der Flä-
che wohnen. Laut Bundesamt für Statistik liegt die 
Dichte in Basel bei rund 6’900 Einwohnern pro Qua-
dratkilometer (Stand 2012)6 . Diese Zahl kann jedoch 
auch täuschen, da die administrativen Grenzen und 
Gegebenheiten die Erhebung verfälschen können. Die 
Dichte der Stadt Genf liegt beispielsweise bei 11’800 
Einwohnern pro Quadratkilometer. Zum  Vergleich: 
Manhattan weist eine Dichte von über 27’000 /km2 
auf. Die Bevölkerungsdichte eines Quartiers kann über 
Ausnutzungsziffer, Wohnanteil und Freifläche vorge-
geben werden. Da über die Bedürfnisse in 40 Jahren 
zur Zeit nur Prognosen vorliegen, besteht  die Haupt-
aufgabe (und der Sinn der Nachhaltigkeit) darin, der 
Quartierentwicklung eine grösstmögliche Elastizität zu 
erlauben, um auf die Variabilität der Zukunft vorberei-
tet zu sein.

Eigentümerdichte (Eigentümer/km2) Die Eigentü-
merdichte zeigt in erster Linie die Vielfältigkeit der 
Eigentümerschaft in einem Gebiet auf und kann über 
die Parzellengrössen gesteuert werden. Durch relativ 
kleine Parzellenraster können auch kleinere Investoren 
wie Baugenossenschaften und Baugruppen zum Zuge 
kommen. 
Nach Angabe des statistischen Amtes Basel-Stadt sind 
die Mietpreise von Genossenschaftsbauten im Schnitt 
30% günstiger als beim privaten Wohnungsbau. Des-
halb sollen genossenschaftliche Bauträger  von der 
Stadt gefördert oder zumindest gewisse Flächenanteile 
für solche Baugruppen freigegeben werden. 
 
Der Forderung nach günstigem Wohnraum kann ent-
weder durch Selbsthilfeorganisationen wie Genossen-
schaften oder durch Subventionen der Stadt entspro-

6  URL: http://bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/regionen/staedte/2701/key.html  (zuletzt aufgerufen am 17.4.14)
7  Gespräch mit Roland Zaugg, langjähriger Mitarbeiter im Planungsamt Basel-Stadt (04.04.14) 

chen werden. Ökologische Neubauten auf höchstem 
Standard lassen sich nicht mit günstigen Mieten 
vereinbaren. Dazu müssten Kompromisse und Misch-
formen des Wohnens angedacht werden. Was genau 
„bezahlbares“ Wohnen bedeutet muss definiert und 
festgehalten werden. Das Argument, dass durch die 
Erstellung von neuem (teurem) Wohnraum günstiger 
Wohnraum frei wird, ist nur selten richtig .

AZ / Freifläche Je höher gebaut wird, desto mehr Freif-
läche gibt es um die Gebäude herum. Zur Energieef-
fizienz der Hochhäuser gibt es divergierende Meinun-
gen. Zur Definition der optimalen Gebäudehöhe gibt 
es verschiedene Studien, welche je nach Auftraggeber 
zu verschiedenen Ergebnissen kommen. Auf alle Fälle 
spielen beim Bau eines Hochhauses die graue Energie 
sowie die Lebenszykluskosten eine grosse Rolle, die oft 
vernachlässigt werden. 

Bebauungsziffer (Fussabdruck/Parzellenfläche) Die 
Bebauungsziffer legt fest, wieviel Prozent der Parzellen-
fläche überbaut ist/werden darf. Die Ziffer kann auch 
als der Anteil der Bodenversiegelung einer Parzelle ver-
standen werden. 

Dichtestress Das derzeit vieldiskutierte Thema des 
Dichtestresses soll hier ebenfalls aufgegriffen werden. 
Es wird argumentiert, dass Dichte Stress auslöse und 
Hochhäuser deshalb vermieden werden sollten. Die-
ser Stress wird aber hauptsächlich im Verkehr wahrge-
nommen und hängt nicht direkt mit der Bebauungs-
ziffer zusammen. Trotz hoher Bebauungsziffer wird 
beispielsweise in der Basler Altstadt kein Dichtestress 
wahrgenommen. Die Ursache dafür kann im Verhält-
nis des privaten zum öffentlichen Raum liegen. Offene 
und öffentliche Freiflächen rund um Hochhäuser wer-
den weniger genutzt, da sich die Menschen in einem 
panoptischen Sinne beobachtet fühlen. Der Raum 
untersteht einer sozialen Kontrolle und wirkt nicht als 
Freiraum. Ein Beispiel dafür bildet die Hochhausüber-
bauung in Birsfelden am Rhein, bei der die Wiesen vor 
den Blöcken verlassen wirken7.  Rückzugsmöglichkei-
ten durch halb private Räume und Nischen reduzieren 
den gefühlten Dichtestress, wirken enstspannend und 
etablieren eine Verbindung zum Ort mit Verantwor-
tungsgefühl.

Dennoch sollte die Diskussion über Hochhausbauten 
differenziert und offen geführt werden und alle Mög-
lichkeiten geprüft werden. Dabei ist es wichtig, auch 
die sozialen und raumplanerischen Aspekte eines Hoch-
hauses (bspw. Eigentümermodell) zu berücksichtigen.
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Dazu gehört ein Dichtekonzept, das eine 
anzustrebende Mindestausnutzung der 

Bauten in Bezug auf Personen und 
Arbeitsplätze festschreibt. Dazu wäre ein 

neues Instrument/Gesetz/Richtlinie mit 
Kontrollmechanismen sinnvoll, das im 

Sinne eines Anreiz-Bonussystems usw. 
eingesetzt werden könnte.

Rosemarie Müller, Architektin und Mitbegründerin NRS-Team

5.4. Kriterien für ein neues Quartier im 		
Hafengebiet
Allgemein soll das Konzept eines «Quartiers der kurzen 
Wege» verfolgt werden. Die Bereiche Arbeiten, Woh-
nen, Einkaufen und Freizeit sollen dabei in unmittel-
barer Gehdistanz erreichbar sein und so die individu-
elle Nahversorgung erleichtern. Eine Durchmischung 
verschiedenster Nutzungen ist erwünscht. Das Ver-
hältnis der Durchmischung kann vorgegeben werden 
und bildet damit eine bindende Ausgangslage für den 
Nutzungsmix im neuen Quartier. Das Verhältnis kann 
anhand der Bruttogeschossfläche definiert werden. Ein 
erster Vorschlag aus dem Workshop mit 60% Wohnen, 
30% Arbeiten  und 10% öffentlicher Nutzung liegt zur 
Diskussion vor.

Durch einen guten Anschluss an den öffentlichen Ver-
kehr soll der motorisierte Individualverkehr (MIV) 
weitgehend reduziert werden. Verkehrsfreies Wohnen 
und verkehrsarmes Gewerbe lautet die Devise. Des-
halb soll es keine permanenten und vor allem keine 
privaten Parkplätze im Quartier geben. Am Rande des 
Quartiers kann ein Parkhaus geplant werden, in dem 
auch Carsharing für die Bewohner angeboten wird. 
Dies schafft Lebensqualität, beinhaltet jedoch auch die 

8  URL: http://bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/21/02/ind32.indicator.70401.290102.html  (zuletzt aufgerufen am 17.4.14)

Verpflichtung der zukünftigen Bewohner zum auto«ar-
men» Leben. 

Für das Wohnen soll eine Obergrenze von 35 m2 pro 
Person angestrebt werden. Damit soll dem Trend nach 
immer mehr Wohnraum pro Kopf entgegengetreten 
werden. Momentan liegt die Wohnfläche pro Peroson 
laut Bundesamt für Statistik in der Schweiz bereits bei 
42 m2, Tendenz steigend8. Daher sollten Wohnungen 
bauliche so geplant werden, dass der Wohnflächenan-
teil pro Person reduziert werden kann. 

Nach gültigem Baugesetz dürfen nur 50% der Parzel-
lenflächen überbaut werden (Bebauungsdichte). Die 
restlichen 50% unbebauter Flächen ermöglichen viel-
fältige Entwicklungen. So könnte der Aussenraum für 
öffentliche Nutzungen zur Verfügung gestellt werden 
mit Funktionen für die Allgemeinheit. Die effektive 
Gestaltung dieses öffentlichen Raumes könnte sich 
aus dem Prozess heraus ergeben oder gemeinschaftlich 
diskutiert werden (Gemüsegarten? Spielplatz? Park?). 
In der Diskussion um den Freiraum stellt sich die 
grundlegende Frage, ob Lebensqualität oder ökologi-
sche Nachhaltigkeit Priorität haben und wie mögliche 
Kompromisse aussehen könnten  
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Während des Prozesses der Reurbanisierung 
sind die Städte aufgefordert, nicht 

einfach Ökoquartiere zu schaffen, sondern 
den Stadtraum aufzuwerten, dies heisst, 

sozial und funktional gemischte Quartiere zu 
bauen, was eine starke Rolle der Stadt 

unbedingt erfordere.
Cord Soehlke, Baubürgermeister Tübingen 

Für die vorliegende Entwicklungsstudie wurden ver-
schiedene Referenzbeispiele genauer untersucht und 
in einer Matrix (siehe Anhang) ausgewertet. Folgende 
Nutzen können aus Referenzprojekten gezogen werden: 

- der Prozess kann im Nachhinein verfolgt werden: wel-
che Akteure wurden wie berücksichtigt  in der Planung 
und welche Rolle nahm die Stadt bei der Entwicklung 
ein? 

- Referenzprojekte können verschiedene Bilder wachru-
fen, ohne dass schon zu Beginn eines Prozesses aufwän-
dige Entwicklungsvisionen gestaltet werden müssen, 
welche sich meist als unrealistisch erweisen.

- Verschiedene Prozesse und Herangehensweisen kön-
nen für die Entwicklung in Basel wegweisend oder zu-
mindest ideenstiftend sein. 

- Nicht zuletzt kann aus den schlechten Resultaten an-
derer Projekte gelernt werden.

Mit dem Vergleich von Referenzprojekten muss jedoch 
sorgfältig umgegangen werden. Denn in Basel befin-
den wir uns an einem anderen Ort mit einer anderen 
Kultur und Geschichte und nicht zuletzt haben wir es 
mit anderen Gruppen von Akteuren zu tun. Prozesse 
können auf keinen Fall eins zu eins übernommen wer-
den. Es besteht die Gefahr, Prozesse und Ziele zu ad-
aptieren, die in Basel weder gefordert noch erwünscht 
sind. 

6.1. aus erfahrung lernen
In europäischen Städten gibt es zahlreiche Referenzbe-
spiele zu nennenswerten Entwicklungen von Stadttei-
len. In einer Matrix (siehe Anhang) wurden verschie-
dene Merkmale von ausgewählten Stadtteilen einander 
gegenübergestellt. In der Auswahl wurden aufgrund 
verschiedener Kriterien (v.a. lokaler Bezug) die Stadt-
teile Berlin-Kreuzberg, Tübingen, Freibung-Vauban 
und -Riesefeld, Stockholm-Hammarby und Basel-Er-
lenmatt und -Kleinhüningen berücksichtigt. Nun gilt 
es, den Bezug und Nutzen zur Basler Hafentwicklung 
herzustellen.

6.	Fallbeispiele
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Die Kreuzberger Mischung
Kreuzberg steht mit diesem Begriff, wie hier Stadt 
funktioniert, fast synonym für das Berliner Lebens-
gefühl - für eine gemsischte und lebenswerte Stadt 
schlechthin. Wohnen, Arbeiten, Handel, Bildung, 
Vergnügen und Verkehr spielen sich auf engstem 
Raum und in unmittelbarer Nachbarschaft ab. 
Eine ethisch, altersmässig, sozial und kulturell he-
terogene Bewohnerschaft prägt das Stadtbild, wie  
auch die längerfristige Entwicklung. 
Dieser leere, teilweise von Staat und Eigentümern 
bewusst aufgegebene Raum war Voraussetzung 
und Keimzelle für selbstbewusstes und zielgerich-
tetes Handeln der BewohnerInnen.
Die städtebauliche Struktur kleiner Grundstücke, 
die gründerzeitliche Bauweise und die erwähn-
ten Leerstellen haben einen extrem erfolgreichen 
Wandlungsprozess ermöglicht, der massgeblich 
von den BewohnerInnen initiiert und getragen 
wurde. Von einem fast aufgegebenen Problem-
bezirk mutiert Kreuzberg seit den 1980er Jahren 
zum Inbegriff einer lebenswerten Stadt.
Startpunkt für das Kreuzbergermodell war der 
Nutzungsmix aus Wohnungseigentümern, Mie-
tern, Gewerbe und Handel. Ein solcher Nutzungs-
mix könnte sich auf der Klybeckhalbinsel ohne 
grossen zeitlichen oder finanziellen Aufwand fast 
von selbst etablieren. 

Französisches Viertel - Tübingen 
Das «französische Viertel» in Tübingen zeichnet 
sich durch die Umnutzung brachliegender in-
dustrieller und militärischer Anlagen aus. Durch 
das Bauen aus dem Bestand konnten zahlreiche 
Grundsätze der Nachhaltigkeit umgesetzt wer-
den. Unter Berücksichtigung des Bestandes wird 
zum einen eine rollende, lernende Entwicklung 
ermöglicht und zum anderen der Verbrauch von 
grauer Energie (Abriss/Neubau) auf ein Minimum 

reduziert. Die Entwicklung verfolgt die Vision der 
«Stadt der kurzen Wege» unter starker Führung 
der Stadtverwaltung. 

Integration der Altbauten, kleinteilige Parzellie-
rung der Bebauungen, die Verfolgung der Vision 
einer «Stadt der kurzen Wege», sowie die präsen-
te Rolle der Stadt und deren Verantwortung weni-
ger mächtige Akteure in den Prozess einzubinden 
sind wichtige Bausteine, welche für die Entwick-
lung des Hafenareals in Basel adaptiert und einge-
baut werden können. 

Vauban und Riesefeld – Freiburg 
Die beiden Stadtteile in der grenznahen Nach-
barstadt Freiburg eignen sich nicht nur aufgrund 
ihrer räumlichen Nähe als Referenzbeispiele. 
Das Quartier Rieselfeld wurde im Gegensatz zu 
Vauban «auf der grünen Wiese» gebaut und ent-
stand in vier Bauetappen. Durch die Etappenbau-
weise und die enge Kommunikation zwischen 
Verwaltung, Politik und Bürgerschaft konnte ein 
offener, rollender und lernender Planungprozess 
eingeleitet werden. Der Zusammenschluss lokaler 
Planungsbüros zur «Projektgruppe Rieselfeld» und 
zusätzlicher Quartiersarbeit in einem Modulbau 
vor Ort und während dem Prozess, verstärkte die 
lokale Identifikation mit dem Projekt. Vielfalt statt 
Monokultur wurden durch das Engagement ver-
schiedener Architekten und Baugruppen ermög-
licht. 
Im Vergleich zum Rieselfeld entstand das Quartier 
Vauban auf einer alten Kasernenanlage. Dabei 
konnte durch Intitative aus der Bevölkerung (SUSI 
– Selbstorganisierten unabhängige Siedlungsiniti-
ative) gewisse Kasernengebäude gerettet und für 
alternative Wohnzwecke umgenutzt werden. Die 
Geschichte des Ortes wurde auch durch die Erhal-
tung der alten Wegnetze zu einem Teil erhalten. 
Mittlerweile hat sich Vauban zu einem lebendi-
gen Quartier entwickelt, wobei die verschiedenen 

6.2.	 Referenzbeispiele Quartiersorganisationen und das geförderte En-
gagement der BewohnerInnen einen grossen Teil 
dazu beitragen. 
Die angestrebte soziale Durchmischung wurde 
in den beiden Stadtteilen weniger erreicht. Der 
Hauptgrund dafür wird den ausgebliebenen För-
dermitteln für sozialen Wohnungsbau zugeschrie-
ben. Diese Beispiele zeigen auf, dass Neubauten 
auf höchstem ökologischen Standard nicht mit 
günstigem Mietpreisen zu vereinbaren sind. 
Das bestätigt im Interview auch Franziska Eich-
städt-Bohlig, welche lange im Berliner Landespar-
lament und im Bundestag für das Ressort Stad-
tentwicklung tätig war:
«Soziale Mischung muss gewollt sein. Das geht 
im Neubau nicht ohne Förderung bzw. Verwer-
tungsverzicht.» Und weiter: «Eigentümervielfalt. 
Aus meiner Sicht ist das ein elementares Ziel, um 
weg zu kommen von Monostrukturen. Dafür ist 
das Thema Parzellierung von grundsätzlicher Be-
deutung.» 

Hammarby – Stockholm 
Die private Industriebrache (160 ha) wurde von 
der Stadt aufgekauft, ursprünglich um dort das 
Olympiadorf 2004 zu bauen. Die Stadt erhielt 
jedoch den Zuschlag nicht und beschloss daher 
das Areal als Pilotprojekt für umweltfreundliches 
Wohnen zu entwickeln. Dabei wurden bestehen-
de Gebäude und Quartiere in die Planung ein-
bezogen. Mittels präzisem Masterplan wurden 
neue, umweltschonende Techniken eingesetzt 
und geschlossene Kreisläufe für Wasser, Abfall 
und Strom eingeführt. 75% der Energie kann 
durch die Bauweise eingespart werden. Jedoch 
sind 25% des Verbrauchs nutzerabhängig, wes-
halb vor Ort kontinuierliche Bildungsarbeit für Be-
wohnerInnen und BesucherInnen geleistet wird. 
Hammarby gilt als Vorzeigeprojekt in Bezug auf 
«nachhaltige Stadtentwicklung». Von den Behör-
den wurden hohe ökologische Anforderungen 

gestellt, welche zu weiten Teilen ereicht wurden. 
Jedoch fand keine wirkliche Partizipation statt 
und das Grossprojekt wurde klassisch top-down 
entwickelt. Der Mietspiegel liegt im Vergleich re-
lativ hoch, was eine gute soziale Durchmischung 
verunmöglicht. Immerhin liegt der Eigentumsan-
teil mit knapp zwei Dritteln sehr hoch. 
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Kleinhüngingen – Basel: Das Quartier 
wie es heute ist.
Das heutige Kleinhüningen wird räumlich von den 
Hafen-, Gleis- und Containeranlagen dominiert. 
Obschon man sämtliche öffentliche Einrichtungen 
vor Ort findet (Einkaufsmöglichkeiten, Schulen, 
Kirchen, Post), ist das Quartier ein Industriequar-
tier mit mehr Arbeitsplätzen als Einwohnern und 
mehr Industrie- und Verkehrsflächen als Flächen 
für Wohnungen. Die Bevölkerung ist geprägt 
durch einen durchmischten Ausländeranteil von 
fast 50%. Das angrenzende Klybeckquartier war 
ein klassisches Arbeiterviertel und ist heute durch 
eine bunte Mischung aus Einwandererfamilien, 
Studenten und anderen Bewohnern gekennzeich-
net.

Dreispitzareal Basel
Die Entwicklung des Dreispitzareals in Basel/Mün-
chenstein, BL kann als Beispiel einer vielverspre-
chenden Arealentwicklung mit ähnlichen Rah-
menbedingungen wie der Hafen herangezogen 
werden. Grundeigentümerin ist die Christoph Me-
rian Stiftung, welche das ehemalige Gewerbege-
biet und Materiallager schrittweise in ein neues, 
attraktives Quartier mit Mischnutzung umwan-
delt. Diese Entwicklung ist seit über zehn Jahren 
im Gang, Das Land wird nicht verkauft, sondern 
wie bisher im Baurecht vergeben, wobei die be-
stehenden Verträge mit den verschiedenen Bau-
rechtsnehmern respektiert werden und diverse 
Mitwirkungsinstrumente eingesetzt werden. Die 
Transformation geht vom Bestand aus, geplant 
ist eine durchmischte Nutzung. Es werden lang-
fristige Ziele für das Entstehen eines nachhaltigen 
Quartiers angestrebt. 

Neben diesen Vorzeigeprojekten mit verschie-
denen Anhaltspunkten für das Potential der 
Stadtentwicklung Basel Nord gibt es Projekte 
mit ähnlichen Ausgangslagen, welche aber in 
verschiedenen Punkten nicht überzeugen. Um 
von den Fehlern anderer zu lernen, sind hier ei-
nige aufgeführt.

Erlenmatt Basel 
Die Erlenmatt galt zum Beginn der Planung 
1998 als «eines der letzten Entwicklungsgebie-
te Basels». Es wurden qualitativ ehrgeizige Ziele 
gesetzt, die im Verlauf  der Planung entweder 
relativiert bzw. aus den Augen verloren wurden 
(vgl. die Problematik der Begriffe: Punkt 3). Der 
Wettbewerb wurde auf «tabula rasa» ausge-
schrieben. Nur die alte Bahnkantine und das 
DB-Hauptgebäude bleiben teilweise bestehen. 
Kanton Basel-Stadt verlangte für 10% der Brut-
togeschossflächen die Erfüllung der 2000-Watt 
Ziele. Die Baufelder wurden an Investoren ver-
kauft - ohne greifende Rahmenbedingungen 
festzulegen. Die Zwischennutzungen «erübri-
gen sich und werden ersatzlos beendet», wo-
mit eine sich bereits gut etablierte lokale Kultur 
vertrieben wurde. 
Der Stand 2013 zeigt auf, dass anstelle der ge-
planten Familienwohnungen praktisch nur 2.5 
– 3.5-Zimmer Wohnungen gebaut wurden. Die 
Energiestandards entsprechen der normalen 
Gesetzgebung. Nur 10% 2000-Watt gemässe 
Gebäudesind zu wenig. Aus der ursprünglichen 
Begleitgruppe wird das Forum Erlenmatt, das 

sich vorwiegend mit Parkanlagen und Stadtplät-
zen beschäftigt. Der Kanton Basel-Stadt muss 
die (zu kleine) Parzelle für die Schule mühsam 
zurückkaufen und das Bernoulli Silo bleibt nur 
dank der Übernahme durch die Stiftung Habitat 
erhalten. 
Die Quintessenz der Planung Erlenmatt: Der Be-
stand (weder die Gebäude, noch die Menschen) 
wurde nicht berücksichtigt. Der Kanton hat es 
verpasst, spezielle Anforderungen an die Inves-
toren/Bauherren zu stellen. Es fand keine wirk-
liche Partizipation der Bevölkerung statt. Die 
erfolgreiche, vielbeachtete Zwischennutzung 
wurde nicht als Motor für die Entwicklung ge-
nutzt, sodass dem Areal nach Abriss der alten 
Bestände quasi die Seele geraubt wurde. Die 
Wiederbelebung des Quartiers wird mehrere 
Jahrzehnte in Anspruch nehmen. 

Media Spree – Berlin 
Mediaspree war in der öffentlichen Wahrneh-
mung ein «Investoren-Projekt». Tatsächlich war 
es aber ein staatlich initiiertes und gelenktes 
Strukturförderprogramm, welches das Spreeu-
fer als städtebaulichen Missstand erkannte und 
diesen beheben sollte. Durchaus vergleichbar 
mit der Rheininsel in Basel ist die Mediaspree 
eine Entwicklungsfläche von Industriebrachen 
an einer innerstädtischen Wasserlage. 
Was in der Entwicklung nicht vergleichbar wer-

den sollte ist, dass die tollen Leitbilder und überzeu-
genden Planungsvorhaben in zum Teil ganz traurige 
Endresultate übergehen. Entscheidende Ursache für 
diese Ergebnisse ist eine politische Steuerung ohne 
jegliches Selbstbewusstsein. Die Verantwortlichen 
dachten damals, dass sie den Investoren alles ge-
statten müssten, um an diesem Ort etwas auf die 
Beine zu stellen. Aus der heutigen Betrachtung ist 
dies absurd: Die Lage ist absolut hipp und ziemlich 
ungeregelt spriessen Investorenträume in den Him-
mel. Dies sollte auf der Rheininsel unbedingt verhin-
dert werden. 
Was hier eine positive Wende genommen hat, sind 
die Protestbewegungen. Aus dem Slogan  «Media 
Spree versenken!» wurde im Laufe der Zeit «Spreeu-
fer für alle!»: Diese Wende zum partizipativen und 
positiven Weg, weg vom zerstörerischen, entspricht 
der Vorstellung eines Prozesses, in welchen die Be-
troffenen miteinbezogen werden. Zudem hat die 
Stadt, wie in Punkt 4.5 argumentiert, bei solchen 
attraktiven Entwicklungsflächen die enorme Chance 
verpasst, zukunftsgerechte Anforderungen an die 
interessierten Investoren zu stellen.

.

Bildquellen Referenzbeispiele
Französisches Viertel Tübingen          
Bild 1 (Luftaufnahme): http://www.aix-jumelages.com/2013/05/02/conference-sur-le-projet-urbain-du-quartier-francais-de-tubingen/
Bild 2 : https://www.tuebingen.de/1629.html#1637
Hammarby
Bild 1: http://urbantheory-hammarbysjostad.blogspot.ch/
Bild 2, 3 : http://contemporarycity.org/2014/04/stockholm/
Erlenmatt
Bild 1 (Schule): http://www.basellandschaftlichezeitung.ch/basel/basel-stadt/basler-regierung-will-35-millionen-ins-erlenmatt-schulhaus-stecken-127884365
Bild 2: https://www.ethz.ch/content/dam/ethz/main/eth-zurich/nachhaltigkeit/eth-gespraeche/2013/ETH_Raumplanungsgespraech2013_Wessels.pdf
Mediaspree       
Bild 1: http://www.taz.de/!20076/
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Mein Motto: 
Neue Stadterweiterungsgebiete sollten 

beispielgebend für die bürgerschaftliche 
Stadt des 21. Jahrhunderts sein.

Franziska Eichstädt-Bohlig, Stadtplanerin und Architektin  

Eine Schlussfolgerung aus dieser Momentaufnahme zu 
ziehen ist nur teilweise machbar und sinnvoll. Aus den 
Recherchen und vor allem aus den Diskussionen haben 
sich dennoch einige standfeste Punkte verdeutlicht:
Wir haben für den Workshop vier Thesen entwickelt, 
welche eine nachhaltige Entwicklung in unserem Ver-
ständnis einleiten und zu einem gewissen Grad auch 
garantieren sollen:

• Es soll, vom Bestand ausgehend, eine rollende bzw. lernende 	
   Entwicklung eingeleitet werden 
• Das Land darf nur im Baurecht abgegeben werden
• Es sollen weniger als 35 m2 Wohnfläche/Person zur Verfügung    
   stehen. 
• Es gibt keine privaten Parkplätze im neuen Quartier 

Diese Anhaltspunkte wurden im Workshop positiv dis-
kutiert und haben sich als Stütze für die Arbeit bestä-
tigt. Über diese Thesen hinaus gibt es jedoch weitere 
Punkte, die sich aus den Recherchen sowie den Diskus-
sionen aus dem Workshop ergeben haben:

• 	Die Planung  der Klybeckhalbinsel soll zeitlich von der Hafen-   
   und Stadtentwicklung abgekoppelt werden. 
• 	Der Prozess muss anders aufgegleist werden; er muss sich von 
	 einem fertigen Bild unabhängig entfalten können, 
	 Spielräume für «Raumpioniere» lassen und sich der 
	 Partizipation öffnen. Das Verfahren, wie es für die 
	 Stadtentwicklung Basel Nord geplant ist, entspricht dem 
	 klassischen Planungsprozess und den Standardrichtlinien. 		
	 Dieser führt selten zum gewünschten Resultat. 
• 	Die Partizipation könnte in Form einer 
	 Entwicklungsgenossenschaft organisiert 
	 und gefördert werden. 
• 	Für die Nutzungsmischung  wurde während des Workshops 		
	 der Vorschlag von 60% Wohnen, 30% Arbeiten und 10% 		
	 öffentliche Nutzung erarbeitet. Hier gilt es zu beachten, dass 	
	 Wohnen und Arbeiten  unterschiedliche Flächen pro Person 		
	 beansprucht. 
• 	Nicht zuletzt muss die Idee «Insel» so schnell als möglich 
	 hinterfragt werden. Bei einem Projekt im Ausmass der 
	 Entwicklungsvision 3Land gibt es unzählige Perspektiven und 	
	 mögliche Kritikpunkte und obschon diese nicht 
	 gleichermassen diskutiert werden können, ist es wichtig, so 
	 viele wie möglich auf den Tisch zu legen. In diesem Sinne 
	 wurden Themen aufgegriffen, während der Recherchen sowie 
	 während des Workshops, zu denen zwar keine konkreten 
	 Vorschläge angebracht wurden oder machbar sind, 
	 Denkanstösse und Anhaltspunkte hingegen umso wichtiger sind .

8.	Fazit

•	Um Interpretationsspielräume zu vermeiden, müssen die 
	 Begrifflichkeiten hinterfragt und genau definiert werden. 
	 Insbesondere das Thema der Dichte kann verschieden 
	 aufgefasst und in Argumente eingebracht werden 
	 (siehe Kapitel 5.3).
•	Zwischennutzungen sollen als möglicher Motor der 
	 Entwicklung erkannt werden, wobei der Begriff 
	 «Zwischennutzungen» dann irreführend wäre. Das Konzept 	
	 der «Raumpioniere» bietet die Möglichkeit, eine erfolgreiche 	
	 Zwischennutzung zum Bestand werden zu lassen.
•	Es stehen viele wertvolle, vergleichbare Projekte zur 
	 Verfügung. Von diesen Referenzbeispielen können die 
	 positiven Aspekte adaptiert und aus den negativen 
	 gelernt werden.
•	Es geht in naher Zukunft auch darum, darüber zu 
	 debattieren, ob bspw. der Inselcharakter des Gebietes 
	 beibehalten werden soll, und ob die Stadt selbst auf 
	 gewissen Parzellen als Bauherrin auftreten soll? 

Das Hafenareal und insbesondere die Klybeckhalb-
insel ist ein Ort der Transformation und wirft in die-
ser Bewegung viele Fragen auf. Es entstehen Span-
nungsverhältnisse zwischen verschiedenen Akteuren 
und Wirkungskräften, welche nun in einem Prozess 
ausgehandelt werden sollen. Der vorliegende Bericht 
will kein fertiges Ziel definieren, keine spektakulären 
Visionen schaffen. Im Gegenteil: Es soll vielmehr der 
Prozess im Zentrum stehen und dabei auch der Mut 
aufgebracht werden, wirklich partizipative Wege einzu-
schlagen und eben nicht die klassische Linie zu fahren. 
Es soll auch gewagt werden, gerade nicht zu planen 
und gewisse Räume als Optionen für später einkeh-
rende Akteure freizuhalten und damit einen rollenden, 
lernenden Prozess einzuleiten. 
Es sollen nicht fertige Lösungen präsentiert werden, 
sondern dynamische Strategien entwickelt werden. 
Dabei soll unbedingt eine positive, fürsprechende 
Form des Protestes eingenommen werden, um damit 
Betroffene zu Beteiligten zu machen. 

Redaktion im Auftrag der Grünen Partei Basel-Stadt: 
denkstatt sàrl, Basel 
Barbara Buser, Architektin ETH/SIA
Eric Honegger, Architekt EPFL/SIA
Susannah Sundman, B.Sc. Geowissenschaften
Pan Stoll, B.A. Soziologie/Geographie 
die zusammenarbeiter, Berlin 
Christian Schöningh, Architekt und Stadtplaner
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Veröffentlichungen des Bau- und Verkehrsdepartements, 
Planungsamt Basel zur 3Land-Vision	

	 - 	 Entwicklungsvision 3Land
	   	 http://media.bvd.bs.ch/3land.pdf
	 - 	 Planungsvereinbarung Entwicklungsvision 3Land vom 25.9.2012
 	   	 http://www.planungsamt.bs.ch/20120925_3land_vereinbarung_mu.pdf
	 - 	 Mediencommuniqué vom 25.9.2012
	   	 http://www.planungsamt.bs.ch/mm_3land_25_9.pdf	   
	 - 	 Pressespiegel zur Medienorientierung vom 25.9.2012
		  http://www.planungsamt.bs.ch/projekte/laufende-projekte/dreiland-hafenentwicklung/pressespiegel.htm
	 - 	 Fragen und Antworten (pdf )
	   	 http://www.planungsamt.bs.ch/20121204_fragen_antworten_3land_final.pdf	
	 - 	 Antwort auf die Interpellation Soland betreffend 
		  Planung eines Entwicklungsgebietes „3Land“ vom 6.11.2012
		  http://www.planungsamt.bs.ch/20121106_interpellation-soland_antwort-regierungsrat.pdf

Begleitgruppe «Hafen- und Stadtteilentwicklung»
	 - 	 Empfehlungen der Begleitgruppe
		  http://www.kleinbasel.stadtteilsekretariatebasel.ch/fileadmin/user_upload/Dokumente/Empfehlungen_		
		  BG_Hafen-_und_Stadtentwicklung_def20140116.pdf 
	 - 	 Raster der Arbeitsgruppen
		  http://www.kleinbasel.stadtteilsekretariatebasel.ch/fileadmin/user_upload/Dokumente/Raster_
		  Empfehlung_STEP_2014_01_23.pdf

Fallbeispiele
Mediaspree
	 - 	 Nachhaltige Entwicklung und eine neue Zukunft für unsere Spree. 
	   	 Beschluss des Kreisvorstands der SPD Friedrichshain-Kreuzberg
		  http://www.spd-friedrichshain-kreuzberg.de/dateien/1052_080505_Beschluss_SPD_KV%5B1%5D.pdf
	 - 	 Spreeraum Friedrichshain-Kreuzberg . 
	   	 Leitbilder und Konzepte. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
		  http://www.stadtentwicklung.berlin.de/planen/stadtplanerische_konzepte/leitbild_spreeraum/
Vauban/Riesefeld
	 - 	 Wolfgang Frey (2011) Freiburg, Green City.
	   	 Wege zu einer nachhalten Stadtentwicklung. Verlag Herder Gmb, Freiburg.

Sonstiges/Anregungen
	 - 	 Preisgünstiger Wohnraum. 
	   	 Ein Baukasten für Städte und Gemeinden. Bundesamt für Wohnungswesen (Aufgerufen am 15.04.2014)
		  http://www.bwo.admin.ch/dokumentation/00106/00108/index.html?lang=de
	 - 	 Lucius Burckhardt (1980) 
	   	 Wer plant die Planung? Architektur, Politik und Mensch. Martin Schmitz Verlag, Kassel.

Fotos: Pan Stoll & Susannah Sundmann
Illustrationen: Susannah Sundmann
Gestaltung: Laila Achterberg
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ehrere Initiativen ökologisch-
alternative Im

pulse in die S
tadtplanung 

einfliessen liess. 

Lernende P
lanung, B

ebauung in vier 
A

bschnitten, auf aktuelle E
ntw

icklungen 
konnte reagiert w

erden.  
 

P
rojektgruppe m

acht 
G

rundstücksvorschläge A
ufgrund 

A
nforderungsprofil 

Ö
kostadtviertel m

it eigenen 
K

reisläufen. G
ross angelegte 

P
lanung. 

günstiger, gem
ischter W

ohnraum
 

M
ischnutzung 

durch 

S
tartpunkt aus N

utzungsm
ix 

von E
igentüm

ern, M
ietern, 

G
ew

erbe und H
andel 

H
ohe D

ichte an sozialen 
E

inrichtungen, 
konsequentes K

onzept der 
„S

tadt der kurzen W
ege“, 

alle w
ichtigen E

inrichtungen 
sind zu Fuss erreichbar. 

S
trukturen im

 B
ebauungsplan vorgegeben: 

W
ohnen, K

leingew
erbe, D

ienstleistungen 
und öffentliche N

utzungen, verschiedene 
B

augruppen durch M
ediation unterstützt, 

Q
uartierzentrum

 H
aus 037 an grossen 

öffentlichen P
latz bündelt A

ktivitäten aus 
dem

 und für das Q
uartier, B

au 
G

ew
erbezentrum

 A
m

öbe für kleine 
U

nternehm
en (Infrastruktur für 600 

A
rbeitsplätze) 

W
ohnen, G

astronom
ie, A

rztpraxen, 
öffentliche und Freizeiteinrichtungen 

und w
eitere Flächen für 

D
ienstleistungen / S

tadtteiltreff / 
N

eubau ökum
enische K

irche als 
S

ehensw
ürdigkeit / nutzungsneutrale 

G
ebäude als O

ptionsräum
e 

76%
 W

ohnfläche, 21%
 

A
rbeitsplätze, 3%

 S
chulen – 

Jahreseinkom
m

en liegt rund 
7000 E

uro über dem
 

S
tockholm

er D
urchschnitt (38 

000/31 000 E
uro) --> 

M
ittelschicht und höhere 

S
chichten. K

eine 
S

ozialw
ohnungen. 

S
tudenten, G

astronom
ie, 

E
inw

anderer, soz. E
inrichtungen. 

 

raster referenzbeispiele
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